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Deutschland — Planung und Ausfiuhrung von Forschung und Entwicklung — Analyse der
Verteilung von Vermégen in Deutschland

OJ S 178/2026 15/09/2026

Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung

Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1. Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Bundesministerium fur Arbeit und Soziales
E-Mail: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Rechtsform des Erwerbers: Zentrale Regierungsbehorde
Tatigkeit des offentlichen Auftraggebers: Allgemeine 6ffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1. Verfahren
Titel: Analyse der Verteilung von Vermoégen in Deutschland
Beschreibung: Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (BMAS) beabsichtigt, ein
Forschungsprojekt zur ,Analyse der Verteilung von Vermogen in Deutschland“ durchfiihren zu
lassen. Im Rahmen dieses Forschungsprojekts soll die im 6. Armuts- und Reichtumsbericht
vorgenommene Analyse der Vermoégensverteilung und ihre Entwicklung im Zeitverlauf
fortgesetzt werden. Die aktuellen Entwicklungstrends in der Verteilung der
Vermogensbestande privater Haushalte und Personen und ihre Ursachen sollen auf Basis der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) der Jahre 2008, 2013, 2018 und — sobald
verfugbar — 2023, der Vermdgensbilanzen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) der
Jahre 2007, 2012, 2017 und — sobald verfugbar — 2019 und 2024 sowie der Studie Private
Haushalte und ihre Finanzen (PHF) der Bundesbank dargestellt werden. Die Analyse soll
Auswertungen sowie den Abgleich mit anderen Datenquellen, insbesondere den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und den Statistiken der Bundesbank beinhalten.
Dabei soll auch die statistische Untererfassung von Hochvermégenden und deren Folgen fur
die Analyse der Vermogensverteilung berucksichtigt werden. Aulerdem soll untersucht
werden, welchen Einfluss Vermodgensubertragungen auf das Verteilungsergebnis haben. Bitte
beachten Sie die beigefligten Vergabeunterlagen.
Kennung des Verfahrens: fa95a12b-6254-4497-8843-af9b62b5bf02
Interne Kennung: ZVS-04812-1/94
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veroffentlichung eines Aufrufs zum
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

21.1. Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 73300000 Planung und Ausfiihrung von Forschung und Entwicklung

2.1.2. Erfillungsort
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland
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2.1.4. Allgemeine Informationen
Rechtsgrundlage:
Richtlinie 2014/24/EU
vgyv -

2.1.6. Ausschlussgriinde
Quellen der Ausschlussgrinde: Bekanntmachung
Korruption: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr.
1 - 10 GWB* genannten VerstdRe oder wegen vergleichbarer VerstdoRe anderer Staaten
rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbule belegt worden sind, 2. Personen,
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfillen, 3.
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfiillen, 4. Personen, die die in § 21 des
Arbeithehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgrunde erfullen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flhren.
Betrug: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr.
1 - 10 GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer VerstoéRe anderer Staaten
rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbule belegt worden sind, 2. Personen,
die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgriinde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfullen, 3.
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgriinde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erfullen, 4. Personen, die die in § 21 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erfillen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von Auskiinften kénnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
vergleichbarer Verstofle anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1-9
GWB* genannten Ausschlussgriinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVgO) erfullen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes™
genannten Ausschlussgriinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
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Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitaten:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erfillen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.

Einstellung der gewerblichen Téatigkeit: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten
gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist,
wegen derin § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer
VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer GeldbulRe belegt
worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgriinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes® und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
vergleichbarer Versto3e anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbule belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgriinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes® und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren

633366-2026 Page 3/13



Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Verwaltung der Vermdgenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Ausgeschlossen werden, 1.
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen*
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstolie oder
wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit
einer Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB*
genannten Ausschlussgriinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
uUVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes® und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Ausgeschlossen
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen derin § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.

Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.
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Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Ausgeschlossen werden, 1.
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen*
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstolie oder
wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit
einer Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB*
genannten Ausschlussgriinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes® und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Der Zahlungsunfahigkeit vergleichbare Lage gemal} nationaler Rechtsvorschriften:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen derin § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten VerstoRe oder wegen vergleichbarer VerstoRe anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.

Verstol gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgrinden verankerten
Verpflichtungen: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123
Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstdlie oder wegen vergleichbarer VerstdRe anderer
Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2.
Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgQO)) erfullen, 3.
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgriunde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erfillen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.

Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
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zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
vergleichbarer Verstof3e anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbule belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes® und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtickhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Tauschung, Zurlckhaltung von Informationen, Unfahigkeit zur Vorlage erforderlicher
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Ausgeschlossen
werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten Versto3e oder wegen vergleichbarer Versto3e anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erflllen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von Auskinften kdnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages fuhren.

Verstol gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
vergleichbarer Verstof3e anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgriunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrunde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von
Auskunften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kiindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Verstol gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren
Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
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vergleichbarer Verstof3e anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrunde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von
Auskunften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kiindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Verstol3 gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Ausgeschlossen werden, 1. Personen,
deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB)
zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Versto3e oder wegen
vergleichbarer Verstof3e anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer
Geldbulde belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten
Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrunde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von
Auskunften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kiindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Verstol gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeitragen:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten Versto3e oder wegen vergleichbarer Versto3e anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erflllen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von Auskinften kdnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages fuhren.

Verstol gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Ausgeschlossen werden, 1.
Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen*
(GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstolie oder
wegen vergleichbarer Verstolde anderer Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit
einer Geldbule belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB*
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genannten Ausschlussgriunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 -9
GWB* genannten Ausschlussgrunde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2
UVvgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des
Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21 des
Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes*
genannten Ausschlussgrunde erflllen, 5. Personen, die einen Ausschlussgrund nach § 14
Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen. Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von
Ausklnften kdnnen zum Ausschluss von der Teilnahme an diesem und weiteren
Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung zur fristlosen Kiindigung des
geschlossenen Vertrages fuhren.

Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten Versto3e oder wegen vergleichbarer Versto3e anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVQgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erflllen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von Auskinften kdnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages fuhren.

Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens:
Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs. 3 Gesetz gegen
Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 - 10
GWB* genannten Versto3e oder wegen vergleichbarer Versto3e anderer Staaten rechtskraftig
verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2. Personen, die in § 123
Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.
m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erflllen, 3. Personen, die in § 124
Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen Vergabeverfahren i.V.m.
§ 31 Abs. 2 UVgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des Arbeithehmer-
Entsendegesetzes*, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des Mindestlohngesetzes*, § 21
des Schwarzarbeitsbekampfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgrinde erflllen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erflllen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurtckhaltung von Auskinften kdnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages fuhren.

Zahlungsunfahigkeit: Ausgeschlossen werden, 1. Personen, deren Verhalten gem. § 123 Abs.
3 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen* (GWB) zuzurechnen ist, wegen der in § 123
Abs. 1 Nr. 1 - 10 GWB* genannten Verstdlie oder wegen vergleichbarer VerstdRe anderer
Staaten rechtskraftig verurteilt oder rechtskraftig mit einer Geldbul3e belegt worden sind, 2.
Personen, die in § 123 Abs. 4 Nr. 1 und 2 GWB* genannten Ausschlussgrinde (bei nationalen
Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 Unterschwellenvergabeordnung (UVgO)) erfullen, 3.
Personen, die in § 124 Abs. 1 Nr. 1 - 9 GWB* genannten Ausschlussgriunde (bei nationalen
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Vergabeverfahren i.V.m. § 31 Abs. 2 UVgO) erflllen, 4. Personen, die die in § 21 des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes®, § 98c des Aufenthaltsgesetzes®, § 19 des
Mindestlohngesetzes*, § 21 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes* und § 22 des
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes* genannten Ausschlussgriinde erfillen, 5. Personen,
die einen Ausschlussgrund nach § 14 Bundestariftreuegesetz (BTTG) erfullen.
Wahrheitswidrige Angaben oder Zurlckhaltung von Auskinften kbnnen zum Ausschluss von
der Teilnahme an diesem und weiteren Vergabeverfahren bzw. im Falle der Auftragserteilung
zur fristlosen Kiindigung des geschlossenen Vertrages flihren.

5. Los

5.1. Los: LOT-0000
Titel: Analyse der Verteilung von Vermégen in Deutschland
Beschreibung: Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (BMAS) beabsichtigt, ein
Forschungsprojekt zur ,Analyse der Verteilung von Vermogen in Deutschland“ durchfiihren zu
lassen. Im Rahmen dieses Forschungsprojekts soll die im 6. Armuts- und Reichtumsbericht
vorgenommene Analyse der Vermoégensverteilung und ihre Entwicklung im Zeitverlauf
fortgesetzt werden. Die aktuellen Entwicklungstrends in der Verteilung der
Vermogensbestande privater Haushalte und Personen und ihre Ursachen sollen auf Basis der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) der Jahre 2008, 2013, 2018 und — sobald
verfugbar — 2023, der Vermdgensbilanzen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) der
Jahre 2007, 2012, 2017 und — sobald verfugbar — 2019 und 2024 sowie der Studie Private
Haushalte und ihre Finanzen (PHF) der Bundesbank dargestellt werden. Die Analyse soll
Auswertungen sowie den Abgleich mit anderen Datenquellen, insbesondere den
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und den Statistiken der Bundesbank beinhalten.
Dabei soll auch die statistische Untererfassung von Hochvermégenden und deren Folgen fur
die Analyse der Vermogensverteilung berucksichtigt werden. Aul3erdem soll untersucht
werden, welchen Einfluss Vermdgensubertragungen auf das Verteilungsergebnis haben. Bitte
beachten Sie die beigefluigten Vergabeunterlagen.
Interne Kennung: ZVS-04812-1/94

5.1.1. Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 73300000 Planung und Ausflihrung von Forschung und Entwicklung

5.1.2. Erfullungsort
Land, Gliederung (NUTS): Berlin (DE300)
Land: Deutschland

5.1.3. Geschatzte Dauer
Datum des Beginns: 01/02/2027
Enddatum der Laufzeit: 30/11/2027

5.1.6. Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme:
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fallt unter das Ubereinkommen Uber das 6ffentliche Beschaffungswesen: nein
Diese Auftragsvergabe ist auch fir kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusatzliche Informationen: #Besonders auch geeignet fur:other-sme# Die Bewerber haben mit
dem Teilnahmeantrag eine kurze Projektskizze (als separates Dokument von max. 10 DIN A4
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Seiten) zu der in der Leistungsbeschreibung umrissenen Leistung einzureichen. Sofern die
Zahl der geeigneten Bewerber die flr die Angebotsphase vorgesehene Hochstzahl
Uberschreitet, erfolgt die Auswahl der zur Angebotsabgabe aufzufordernden Bewerber anhand
der eingereichten Projektskizzen. Die Entscheidungskriterien werden bei der Bewertung der
Projektskizze die Schlussigkeit der Darstellung der Datenauswertung zur Verteilung von
Vermaogen in Deutschland und die Problemorientierung bzgl. der Analyse der
Vermaogensubertragung sowie der Berlcksichtigung von Hochvermogenden sein. Die
Projektskizze dient ausschlieBlich der Auswahl der Bewerber fur die Angebotsphase und stellt
noch kein Angebot dar. Die Projektskizze ist zwingender Bestandteil des Teilnahmeantrags.
Wird sie nicht eingereicht, wird der Teilnahmeantrag vom weiteren Verfahren ausgeschlossen.

5.1.7. Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9. Eignungskriterien
Quellen der Eignungskriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Referenzen zu bestimmten Dienstleistungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: Zur Sicherstellung einer moglichst hochwertigen
Aufgabenbearbeitung sind vertiefte Kenntnisse in Bezug auf die ausgeschriebene Leistung
notwendig. 1. Nachweis der Kompetenz und Erfahrung des Teilnehmers in folgenden
Aufgaben- und Themenbereichen: 1.1 Wissenschaftliche Fachkenntnis im Bereich der
quantitativen Methoden der empirischen Sozialforschung einschlieBlich der Okonometrie und
Statistik; 1.2 Besondere wissenschaftliche Fachkenntnis im Bereich der empirischen
Sozialforschung, insbesondere zu Fragen der Berechnung und Interpretation von Kennziffern
der Vermogensverteilung. Die zu Nr. 1.1 und 1.2 geforderten Nachweise des Teilnehmers sind
in einer Referenzliste Uber Forschungsarbeiten, sonstige Vorhaben und Publikationen der
letzten 3 Jahre zusammen zu stellen (die jeweiligen Auftraggeber und dortigen
Kontaktpersonen, kurze Beschreibung der Auftrage und das jeweilige Auftragsvolumen sind
anzugeben). Dabei kann eine Referenz auch mehrere oder alle der geforderten Kompetenzen
umfassen. Es ist jeweils konkret anzugeben, welche Kompetenz mit der jeweiligen Referenz
nachgewiesen wird. 1.3 Kompetenz und Erfahrung im Bereich der empirischen
Sozialforschung, insbesondere zu Fragen der Vermdgensverteilung 1.4 Erfahrung in der in der
Aufbereitung und Auswertung von einschlagigen Mikrodatensatzen. Als Nachweise zu 1.3 und
1.4 sind Eigenerklarungen zu erbringen, in denen die Kompetenz und Erfahrung an Hand
konkreter Beispiele belegt werden. Gegebenenfalls missen auf Verlangen des Auftraggebers
entsprechende Bescheinigungen vorgelegt werden. Zusatzlich ist mit dem Teilnahmeantrag
die Eigenerklarung zur Eignung des eingesetzten Personals gemafll Dokument 12 vorzulegen.
Das Gesamtteam muss die 0. g. Kompetenzen abdecken und Uber entsprechende
Erfahrungen und Qualifikationen verfiigen. Die zu 1. geforderten Nachweise sind bei
Bewerber- oder Arbeitsgemeinschaften in der geforderten Form fur jedes Mitglied der
Gemeinschaft fachspezifisch, d. h. jeweils flr den zu Gbernehmenden Teil der insgesamt
ausgeschriebenen Leistung vorzulegen. 2. Angaben und Nachweise zu Projektleitung und
Stellvertretung: 2.1. Projektleitung und Stellvertretung sind namentlich zu benennen. 2.2.
Folgende Nachweise zu Qualifikation sind fur beide unter Nr. 2.1. genannten Personen zu
erbringen: 2.2.1 Abgeschlossenes Hochschulstudium bzw. Masterabschluss der
Wirtschaftswissenschaften, Sozialwissenschaften oder einer vergleichbaren Studienrichtung.
Die personlichen Nachweise zu Nr. 2.2.1 flr die Projektleitung und Stellvertretung sind in
Form von Studien bzw. Ausbildungsnachweisen bzw. Zeugnissen nachzuweisen. Folgende
Nachweise zur beruflichen Erfahrung gelten auch dann als erbracht, wenn sie im Einzelfall nur
flr eine der beiden Personen nachgewiesen wird: 2.2.2 mindestens dreijahrige
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Berufserfahrung in den unter Nr. 1. genannten Themen- und Aufgabenbereichen sowie 2.2.3
mindestens dreijahrige Berufserfahrung mit Leitungsverantwortung bei Aufgaben im
Zusammenhang mit empirischer Arbeitsmarkt- und Sozialforschung Die personlichen
Nachweise zu Nrn. 2.2.2 und 2.2.3 fur die Projektleitung und Stellvertretung sind jeweils in
einer Liste Uber Forschungsarbeiten, sonstige Vorhaben und Publikationen der letzten 3 Jahre
zusammen zu stellen (unter Angabe der Arbeitgeber - oder bei selbstandiger Tatigkeit der
Auftraggeber - und der Kontaktpersonen einschlie3lich einer stichwortartigen Beschreibung
der Tatigkeiten). Dabei kann ein Nachweis auch mehrere oder alle der genannten Themen-
und Aufgabenbereiche umfassen. Es ist jeweils konkret anzugeben, welcher Nachweis
welchen Bereich betrifft.

Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewahlt, die zur zweiten Phase des Verfahrens
eingeladen werden sollen

Informationen uber die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens:

Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3

Hochstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5

Das Verfahren wird in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen durchgefluhrt. In jeder Phase
koénnen einige Teilnehmer ausgeschlossen werden

Der Erwerber behalt sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der urspriinglichen Angebote
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.11. Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfugbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.evergabe-online.de/tenderdocuments.
htm|?id=888770

5.1.12. Bedingungen fiir die Auftragsvergabe
Bedingungen fur die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse fur die Einreichung: https://www.evergabe-online.de/tenderdetails.html|?id=888770
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeantrage eingereicht werden kénnen: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulassig
Varianten: Nicht zulassig
Die Bieter kdnnen mehrere Angebote einreichen: Nicht zulassig
Frist fur den Eingang der Teilnahmeantrage: 14/10/2026 23:59:00 (UTC+02:00)
Osteuropaische Zeit, Mitteleuropaische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist erganzt werden kénnen:
Nach Ermessen des Kaufers kdnnen einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf
nachgereicht werden.
Zusatzliche Informationen: Nachforderungen nur im Rahmen des § 56 VgV
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausfiihrung muss im Rahmen von Programmen flir geschitzte
Beschaftigungsverhaltnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Auftrage werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15. Techniken
Rahmenvereinbarung:
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen tiber das dynamische Beschaffungssystem:
Kein dynamisches Beschaffungssystem
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5.1.16. Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprufung
Schlichtungsstelle: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Uberprifungsstelle: Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
Informationen (iber die Uberprifungsfristen: Ein Nachprifungsantrag ist unzuléassig, soweit
mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rlige nicht
abhelfen zu wollen, vergangen sind (§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB). Ein Nachprufungsantrag
ist zudem unzulassig, wenn der Zuschlag erfolgt ist, bevor die Vergabekammer den
Auftraggeber Uber den Antrag auf Nachprifung informiert hat (§§ 168 Abs. 2 Satz 1, 169 Abs.
1 GWB). Die Zuschlagserteilung erfolgt zehn Kalendertage nach Absendung der Information
an die unterlegenen Bieter gem. § 134 Abs. 2 GWB. Die Frist beginnt am Tag nach der
Absendung der Information durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim
betroffenen Bieter und Bewerber kommt es nicht an. Die Zulassigkeit eines
Nachprufungsantrags setzt ferner voraus, dass die geltend gemachten Vergabeverstoie 10
Kalendertage nach Kenntnis gegenuber dem Auftraggeber gertgt wurden (§ 160 Abs. 3 Satz
1 Nr. 1 GWB). VerstoRe gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung
erkennbar sind, missen spatestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten
Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenlber dem Auftraggeber gerigt werden
(§ 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GWB). VerstoRe gegen Vergabevorschriften, die erst in den
Vergabeunterlagen erkennbar sind, missen spatestens bis zum Ablauf der Frist zur
Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenuber dem Auftraggeber gerigt werden (§ 160
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 GWB).
Organisation, die weitere Informationen fur die Nachprafungsverfahren bereitstellt:
Bundesministerium fur Arbeit und Soziales
Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt: Bundesministerium fur Arbeit und
Soziales
Organisation, die Angebote bearbeitet: Bundesministerium fur Arbeit und Soziales

8. Organisationen

8.1. ORG-0000
Offizielle Bezeichnung: Bundesministerium fur Arbeit und Soziales
Registrierungsnummer: 022899-527-0
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53123
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: zentrale-vergabestelle@bmas.bund.de
Telefon: 022899-527-0
Rollen dieser Organisation:
Beschaffer
Zentrale Beschaffungsstelle, die fir andere Beschaffer bestimmte Lieferungen und/oder
Dienstleistungen erwirbt
Zentrale Beschaffungsstelle, die offentliche Auftrage oder Rahmenvereinbarungen im
Zusammenhang mit fir andere Beschaffer bestimmten Bauleistungen, Lieferungen oder
Dienstleistungen vergibt/abschliel3t
Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet
Uberprifungsstelle
Organisation, die weitere Informationen fur die Nachpriufungsverfahren bereitstellt
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8.1. ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Bundeskartellamt - Vergabekammern des Bundes
Registrierungsnummer: 0228-9499-0
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53123
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: vk@bundeskartellamt.de
Telefon: 0228-9499-0
Rollen dieser Organisation:
Schlichtungsstelle

8.1. ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Offentlicher Einkauf (in Verantwortung des
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation:
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: e4fccac3-d4e6-40bb-97df-3f620751d40a - 03
Formulartyp: Wettbewerb

Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16

Datum der Ubermittlung der Bekanntmachung: 14/09/2026 14:08:52 (UTC+02:00)
Osteuropaische Zeit, Mitteleuropaische Sommerzeit

Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfigbar ist: Deutsch
Veroéffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 633366-2026

ABI. S — Nummer der Ausgabe: 178/2026

Datum der Veréffentlichung: 15/09/2026
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